
 
 

Auszüge aus der Bayerischen Verfassung von 1946:  
 

Artikel 3. Bayern ist ein Rechts-, Kultur- und Sozialstaat. Er dient dem Gemeinwohl. 

Artikel 140. (1) Kunst und Wissenschaft sind von Staat und Gemeinde zu fördern.  

(2) Sie haben insbesondere Mittel zur Unterstützung schöpferischer Künstler, Gelehrter 

und Schriftsteller bereitzustellen, die den Nachweis ernster künstlerischer oder kultureller 

Tätigkeit erbringen.  

Artikel 141. (1) Die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und der Natur sowie die 

Landschaft genießen öffentlichen Schutz und die Pflege des Staates, der Gemeinden und 

der Körperschaften des öffentlichen Rechts. Herabgewürdigte Denkmäler der Kunst und 

der Geschichte sind möglichst ihrer früheren Bestimmung wieder zuzuführen. Die 

Abwanderung deutschen Kulturbesitzes ins Ausland ist zu verhüten.  

(2) Der deutsche Wald, kennzeichnende Orts- und Landschaftsbilder und die 

einheimischen Tier- und Pflanzenarten sind möglichst zu schonen und zu erhalten.  

(3) Der Genuß der Naturschönheiten und die Erholung in der freien Natur, insbesondere 

das Betreten von Wald und Bergweide, das Befahren der Gewässer und die Aneignung 

wildwachsender Waldfrüchte in ortsüblichem Umfang ist jedermann gestattet. Staat und 

Gemeinde sind berechtigt und verpflichtet, der Allgemeinheit die Zugänge zu Bergen, 

Seen, Flüssen und sonstigen landschaftlichen Schönheiten freizuhalten und allenfalls 

durch Einschränkungen des Eigentumsrechts freizumachen sowie Wanderwege und 

Erholungsparks anzulegen.  

Artikel 151. (1) Die gesamte wirtschaftliche Tätigkeit dient dem Gemeinwohl, insbesonders 

der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle und der allmählichen 

Erhöhung der Lebenshaltung aller Volksschichten. 

Artikel 152. Die geordnete Herstellung und Verteilung der wirtschaftlichen Güter zur 

Deckung des notwendigen Lebensbedarfes der Bevölkerung wird vom Staat überwacht. 

Ihm obliegt die Sicherstellung der Versorgung des Landes mit elektrischer Kraft. 

Artikel 163. (1) Grund und Boden sind frei. Der Bauer ist nicht an die Scholle gebunden.  

(4) Bauernland soll seiner Zweckbestimmung nicht entfremdet werden. Der Erwerb von 

land- und forstwirtschaftlich genutztem Boden soll von einem Nachweis der Eignung für 

sachgemäße Bewirtschaftung abhängig gemacht werden; er darf nicht lediglich der 

Kapitalanlage dienen.  

Artikel 164. (1) Der landwirtschaftlichen Bevölkerung wird durch Anwendung des 

technischen Fortschritts auf ihren Lebensbereich, Verbesserung der Berufsausbildung, 

Pflege des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens und Förderung der Erzeugung 

und des Absatzes ein menschenwürdiges Auskommen auf der ererbten Heimatscholle 

gewährleistet.  



 
 

Artikel 168. (1) Jede ehrliche Arbeit hat den gleichen sittlichen Wert und Anspruch auf 

angemessenes Entgelt. Männer und Frauen erhalten für gleiche Arbeit den gleichen Lohn. 

Artikel 169. (1) Für jeden Berufszweig können Mindestlöhne festgesetzt werden, die dem 

Arbeitnehmer eine den jeweiligen kulturellen Verhältnissen entsprechende 

Mindestlebenshaltung für sich und seine Familie ermöglichen. 

 


